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Die Beklagte trÃ¤gt drei Viertel der auÃ�ergerichtlichen Kosten des KlÃ¤gers.

GrÃ¼nde:

Nach Â§ 193 Abs. 1 Sozialgerichtsgesetz (SGG) hat das Gericht im Urteil zu
entscheiden, ob und in welchem Umfang die Beteiligten einander Kosten zu
erstatten haben. Es entscheidet auf Antrag durch Beschluss, wenn, wie vorliegend,
das Verfahren anders beendet wird (Â§ 193 Abs. 1 Satz 3 SGG).

Der Inhalt der Kostenentscheidung richtet sich nach billigem Ermessen ohne
RÃ¼cksicht auf die AntrÃ¤ge der Beteiligten. Dabei sind alle UmstÃ¤nde des
Einzelfalles, insbesondere die Erfolgsaussichten der Klage unter Zugrundelegung
des Sach- und Streitstandes im Zeitpunkt der Erledigung zu berÃ¼cksichtigen. Der
Senat ist hierbei zwar nicht ausschlieÃ�lich an den prozessualen Ausgang des
Verfahrens gebunden, jedoch ist es in der Regel sachgerecht, dass derjenige die
Kosten trÃ¤gt, der unterliegt. Entscheidend ist vorliegend, dass das Begehren des
KlÃ¤gers im Zeitpunkt der Erledigung zulÃ¤ssig und aufgrund der geÃ¤nderten
Rechtsprechung grundsÃ¤tzlich auch begrÃ¼ndet war. Der KlÃ¤ger hatte als
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tÃ¼rkischer StaatsangehÃ¶riger gestÃ¼tzt auf die Entscheidung des
EuropÃ¤ischen Gerichtshofes vom 04.05.1999 â�� C 262/96 â�� und des
Bundesverfassungsgerichts vom 06.07.2004 â�� 1 BvR 2515/95 â�� einen Anspruch
auf GewÃ¤hrung von Erziehungsgeld fÃ¼r das 2. Lebensjahr seines Kindes B â�¦ Zu
beachten ist jedoch auch, dass der KlÃ¤ger ab 15.05.1996 eine BeschÃ¤ftigung in
erziehungsgeldschÃ¤dlichem Umfang angenommen hatte, was der Bewilligung von
Erziehungsgeld fÃ¼r die Zeit vom 15.05.1996 bis 07.10.1996 entgegenstand. Unter
Beachtung dieser Gesichtspunkte ist es gerechtfertigt, der Beklagten entsprechend
ihrer Stellungnahme vom 10.04.2006 drei Viertel der Kosten des KlÃ¤gers
aufzuerlegen. Die BeschÃ¤ftigungsaufnahme, die der GewÃ¤hrung von
Erziehungsgeld entgegenstand, kann nicht ohne kostenrechtliche Auswirkungen
bleiben. Dass der KlÃ¤ger die BeschÃ¤ftigung erst nachtrÃ¤glich und wegen der
Ablehnung des Erziehungsgeldes aufnahm, vermag hieran nichts zu Ã¤ndern.
Entscheidend ist die Tatsache der BeschÃ¤ftigungsaufnahme. Die Ursache hierfÃ¼r
ist ohne Bedeutung.

Dieser Beschluss ist unanfechtbar (Â§ 177 SGG).

Erstellt am: 23.06.2006

Zuletzt verändert am: 21.12.2024
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